
3

BIOSKOP NR. 112  | DEZEMBER 2025 | ERSATZTEILLAGER MENSCH

Recycelte Gesetzentwürfe
Vorstöße für »Widerspruchslösung« und mehr »Lebendspenden«

Fremdbestimmung  
ausschließen!

Die aktuellen Gesetzent-
würfe zwecks Ausweitung 
von »Lebendorganspenden« 
und Einführung einer Wider-
spruchsregelung sind nicht 
wirklich neu. Sehr ähnliche 
Reformpläne wurden bereits 
Mitte 2024 vorgelegt (→ BIO-
SKOP Nr. 106). BioSkop e.V. 
hatte am 1. Dezember 2024 
eine 4-seitige Stellungnahme 
»Organentnahme und das 
Recht auf freie Entscheidung«  
vorgelegt und auch an die Par- 
lamentarier*innen geschickt –  
zentrale Forderung: »Fremd-
bestimmte Explantationen 
darf es nicht mehr geben! § 4 
des Transplantationsgesetzes 
(TPG), der die Organentnah-
me ›mit Zustimmung ande-
rer Personen‹ regelt, muss 
ersatzlos gestrichen werden.« 
Außerdem dürften künftig 
nur noch Infomaterialien zur 
»Organspende« aus Steuer-
geldern finanziert werden, die 
neutral und ergebnisoffen 
aufklären. Die Stellungnahme 
ist weiter aktuell; sie ist im 
Wortlaut auf der BioSkop-
Homepage ebenso nachzule-
sen wie weitere hintergründi-
ge Artikel zu »Organspende« 
und Transplantationsmedizin: 
https://www.bioskop-forum.
de/bioskop-themen/koerper-
als-rohstoff/transplantations
medizin/

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  
verantwortlich für  
BIOSKOP

Der nächste Anlauf zur Einführung einer 
sogenannten Widerspruchslösung im 
Transplantationsgesetz (TPG) ist ge-
startet: Einen entsprechenden Entwurf 
hat der Bundesrat Mitte November in 
den Bundestag eingebracht. Würden die 
Parlamentarier*innen dem Vorstoß folgen, 
würde jede in Deutschland gemeldete 
Person künftig nach festgestelltem Hirntod 
»grundsätzlich« als potenzieller Organ- 
und Gewebespender gelten – es sei denn, 
es liegt ein »zu Lebzeiten erklärter Wider-
spruch« vor. Zudem plant die Bundesregie-
rung, Lebendorganspenden gesetzlich zu 
erleichtern und auszuweiten.

Der Bundesrat hat quasi seinen alten Gesetz­
entwurf vom Juli 2024 (→ BIOSKOP 

Nr. 107) recycelt, über den der Bundestag wegen 
der auf Februar 2025 vorgezogenen Wahl nicht 
mehr hatte abstimmen können. Die Länder­
kammer strebt erneut an, die Bürger*innen per 
»Widerspruchslösung« zu bewegen, ihre Be­
reitschaft zur Organentnahme zu erklären und 
freiwillig an das zentrale Organspende-Register 
(→ Seite 4) zu übermitteln. Das soll nicht nur 
die Zahl transplantierbarer Nieren, Herzen, Le­
bern, Lungen erhöhen, sondern auch eine neue 
Erzählung befördern: »Mit der Einführung einer 
Widerspruchslösung«, heißt es in der Gesetzes­
begründung, »würde die Organspende der Nor­
malfall und nicht mehr der durch ausdrückliche 
Zustimmung herbeizuführende Sonderfall.«

Am praktischen Vorgehen im Ernstfall, also 
nach Feststellung des »Hirntods«, würde die 
vom Bundesrat gewünschte Reform im Kern 
kaum was ändern. Denn die angestrebte »Wider- 
spruchslösung« bedeutet rechtlich nicht, dass 
alle Menschen, die keine Erklärung zur Organ­
entnahme abgegeben haben, nach Feststellung 
des »Hirntods« automatisch auf den OP-Tisch 
zwecks Explantation kommen würden. Viel­
mehr würde auch künftig im Prinzip so ge­
handelt werden müssen, wie das nach derzeit 
geltender Rechtslage vorgeschrieben ist.

Im Gesetzentwurf des Bundesrates regelt 
§ 4 die »Entnahme bei fehlender Erklärung des 
Spenders«. Demnach muss ein Arzt, der Organe 
eines als »hirntot« diagnostizierten Menschen 
entnehmen möchte, sich zunächst vergewissern,  
ob im Organspende-Register eine Ja- oder Nein-
Erklärung des Betroffenen vorliegt oder nicht. 
Ist dort kein Eintrag gespeichert und liegt dem 
entnahmewilligen Arzt auch keine andere Quel­
le mit einem schriftlichen Widerspruch vor, darf 
er nicht einfach die Organentnahme starten. 

Vielmehr wäre er auch mit einer neu einge­
führten »Widerspruchslösung« verpflichtet, die 
nächsten Angehörigen des möglichen Organ­
spenders zu kontaktieren und zu befragen, ob 
ihnen ein »schriftlicher Widerspruch oder ein 
der Organ- oder Gewebeentnahme entgegen­
stehender Wille« bekannt ist. Nur wenn die 
Angehörigen angeben, nichts von Widerspruch 
oder ablehnender Haltung zu wissen, dürfte die 
Explantation stattfinden.

Tatsache ist: »Entscheidungen zur Organ­
spende« werden hierzulande schon seit Jahr­
zehnten ganz überwiegend durch Angehörige 
stellvertretend getroffen, entweder nach deren 
persönlichen Vorstellungen oder mit Verweis 
auf den mündlichen oder vermuteten Willen 
des potenziellen Spenders. Sagen sie Ja, darf 
explantiert werden. Laut Jahresbericht der Deut­
schen Stiftung Organtransplantation (DSO) für 
2024 lag nur in 16 Prozent der Fälle eine schrift­
liche Vorab-Erklärung der betroffenen hirntoten 
Patien*tinnen vor. BioSkop fordert seit vielen 
Jahren, jede Fremdbestimmung kategorisch 
auszuschließen (→ Randbemerkung).

Beratung soll bald beginnen

Der Gesetzentwurf des Bundesrates wird 
vermutlich ab Anfang 2026 im Bundestag bera­
ten. Das gilt wohl auch für eine weitere geplante 
Veränderung im TPG, die Bundesgesundheits­
ministerin Nina Warken (CDU) angeschoben 
hat, genauer: Sie hat einen Gesetzentwurf ihres 
Amtsvorgängers Karl Lauterbach (SPD) aus 
2024 recycelt, der eine massive Ausweitung von 
»Lebendorganspenden« vorsieht. Der Entwurf 
(→ BIOSKOP Nr. 111) wurde am 22. Oktober 
vom schwarz-roten Kabinett gebilligt, aber bisher 
noch nicht in den Bundestag eingebracht.

Bisher ist die Organentnahme bei Lebenden 
gemäß TPG nur zulässig, wenn im Zeitpunkt der 
Explantation kein geeignetes Organ eines »hirn­
toten« Menschen verfügbar ist. Diese von Fach­
leuten als »Subsidiaritätsgrundsatz« bezeichnete 
Regel soll laut Gesetzentwurf künftig nicht mehr 
gelten. Zudem will Warken den Kreis möglicher 
Spender*innen und Empfänger*innen fremder 
Nieren erheblich ausgeweitet sehen. Bisher ist 
laut TPG die Lebendorganspende nur erlaubt 
unter Verwandten, Eheleuten und anderen 
Menschen, die sich persönlich nahestehen. Nun 
soll per Gesetz ein »nationales Programm für 
die Vermittlung und Durchführung« von bisher 
unzulässigen »Überkreuzlebendnierenspenden« 
unter Paaren eingeführt werden, die sich nicht 
kennen müssen.�


